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Antrag 
 
 
der Fraktion der AfD 
 
 
 
Veranstaltungen in Gefahr – Akute Bedrohung durch politisches Versagen – Die Politik 
muss endlich Verantwortung übernehmen – NRW Städtetag ernst nehmen 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Am 27. November 2025 hatte die AfD-Fraktion Nordrhein-Westfalen den Antrag „Weihnachts-
märkte in Gefahr – Akute Bedrohung durch politisches Versagen – Die Politik muss endlich 
Verantwortung übernehmen“ (Drs. 18/16487) eingebracht. Unser Ziel war und ist, dass Kom-
munen und private Veranstalter nicht mehr mit den Kosten, die durch die erhöhte Sicherheits-
auflagen infolge der gestiegenen Terrorgefahr entstanden sind, alleingelassen werden. Die 
Fraktionen von CDU, SPD, Grünen und FDP lehnten den Antrag ab. 
 
Am 3. Dezember 2025 veröffentlichte der Städtetag NRW einen Beschluss, der insbesondere 
im Zuge der damals laufenden Weihnachtsmärkte entstand und sich mit den Auswirkungen 
der steigenden Kosten für Sicherheitsmaßnahmen beschäftigte. Der Städtetag beanstandete, 
dass die Konflikte um die Finanzierung von Terrorabwehrmaßnahmen bei Stadtfesten, Weih-
nachtsmärkten und ähnlichen Veranstaltungen das Ergebnis langfristiger politischer Fehlent-
scheidungen sind, für deren Folgen nun vor allem die Kommunen aufkommen sollen.1 Auf 
Basis eines Rechtsgutachtens zur Kostentragungspflicht für Terrormaßnahmen bei Veranstal-
tungen wurden die folgenden vier Punkte formuliert: 
 
1. Weihnachtsmärkte, Feste und andere öffentliche Veranstaltungen sind zentrale Orte des 

städtischen Lebens. Die Menschen müssen sich dort sicher und wohl fühlen können. 
Der schwere Anschlag auf den Magdeburger Weihnachtsmarkt im vergangenen Jahr hat 
dieses Sicherheitsgefühl erneut tief erschüttert. 

 
2. Der Vorstand betont, dass der Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor Anschlägen im 

öffentlichen Raum ein zentrales Anliegen der Städte ist. In den vergangenen Jahren 
wurden die Sicherheitsmaßnahmen für Weihnachtsmärkte und andere Veranstaltungen 
erheblich ausgeweitet. Diese Schritte sind notwendig, führen jedoch für Veranstalter und 
Städte zu erheblichen finanziellen Belastungen. 

 
3. Maßnahmen zur Abwehr terroristischer Anschläge auf öffentliche Veranstaltungen ge-

hören zur Gefahrenvorsorge und damit in den Bereich der Verhütung von Straftaten. Der 
Vorstand stellt klar, dass diese Aufgaben nicht in den Verantwortungsbereich von 

 
1 Vgl. https://www.tichyseinblick.de/daili-es-sentials/terrorkosten-nrw-staedte-erwarten-erstattung-von-land-oder-
bund/. 
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Städten oder Veranstalter fallen, sondern in die polizeiliche Zuständigkeit von Bund und 
Ländern. 

 
4. Der Vorstand erwartet daher vom Land Nordrhein-Westfalen das Einstehen für terrorbe-

dingte Sicherungsmaßnahmen und eine ernsthafte Diskussion darüber, in welcher Form 
Veranstaltungssicherheit zukünftig gewährleistet werden kann.2 

 
Am 18. Dezember 2025 gab Christian Schuchardt, Geschäftsführer des Städtetages NRW, 
eine Stellungnahme gegenüber der Rheinischen Post ab, um diesen Forderungen weiteren 
Nachdruck zu verhelfen. Er stellte klar, dass Terrorabwehr keine Aufgabe der Städte sei. Da-
her fordern die Städte in Nordrhein-Westfalen vom Land sowie vom Bund eine finanzielle Be-
teiligung an den stark gestiegenen Kosten für Sicherheitsmaßnahmen bei öffentlichen Veran-
staltungen wie Weihnachtsmärkten, Stadtfesten und Jahrmärkten. Hintergrund ist, dass die 
Anforderungen an Sicherheitskonzepte in den vergangenen Jahren deutlich verschärft wur-
den, insbesondere im Hinblick auf die Abwehr terroristischer Gefahren. Diese zusätzlichen 
Maßnahmen führen zu erheblichen finanziellen Belastungen sowohl für die Veranstalter als 
auch für die Kommunen, die vielerorts einspringen müssen, obwohl sie weder für die Ursachen 
der Gefahrenlage verantwortlich sind noch diese beeinflussen können.3 
 
Der Städtetag NRW hatte zur Klärung der Zuständigkeiten ein Gutachten in Auftrag gegeben, 
das zu dem Ergebnis kommt, dass die Terrorabwehr eindeutig keine Aufgabe der Städte ist. 
Vielmehr liegt die vorbeugende Bekämpfung von Straftaten bei den staatlichen Polizeibehör-
den, während der Bund zusätzlich für die Abwehr von Gefahren des internationalen Terroris-
mus zuständig ist. Trotz dieser klaren Zuständigkeitsverteilung tragen die Kommunen aktuell 
einen Großteil der finanziellen Lasten, da weder das Land Nordrhein-Westfalen noch der Bund 
sich ausreichend an den Kosten beteiligen. Gleichzeitig betonen die Städte die große gesell-
schaftliche Bedeutung von Weihnachtsmärkten und anderen Festen als Orte des sozialen Mit-
einanders und als wichtige Bestandteile städtischer Kultur. Sie setzen sich dafür ein, diese 
Veranstaltungen weiterhin sicher und attraktiv zu gestalten und unterstützen die Betreiber in 
vielfältiger Weise. Allerdings entwickeln sich die Märkte durch die steigenden Sicherheitskos-
ten zunehmend zu finanziellen Risiken für die Kommunen beziehungsweise zu Verlustge-
schäften für Veranstalter. Vor diesem Hintergrund fordert der Städtetag NRW eine ernsthafte 
und konstruktive Diskussion mit dem Land über zukünftige Lösungen zur Gewährleistung der 
Sicherheit sowie über eine faire Verteilung der entstehenden Kosten. Zudem wird der Bund in 
die Pflicht genommen, sich künftig an der Finanzierung von Maßnahmen zur Verhinderung 
von Terroranschlägen zu beteiligen.4 
 
Am 19. März 2025 veröffentlichte der Vorstand des Städtetages Nordrhein-Westfalen bereits 
einen Beschluss in Bezug auf die Sicherheit von Großveranstaltungen. Darin werden drei zent-
rale Punkte formuliert: 
 
1. Großveranstaltungen, wie Stadtfeste, Karneval, Kirmes, Weihnachtsmärkte, Konzerte 

oder große Sportwettkämpfe sind touristische Attraktionen, kulturell bedeutsam und prä-
gend für das Image und die Vermarktung einer Stadt. Sie stellen für die Städte und Re-
gionen einen bedeutenden Wirtschaftsfaktor dar und können Katalysatoren für die Stadt-
entwicklung sein. Der Vorstand unterstreicht die zentrale Bedeutung von Veranstaltun-
gen als Orte von Miteinander, Begegnung und Kommunikation. Er betont, dass Feste 
und Veranstaltungen in den Städten weiter möglich bleiben müssen. 

 
2 Vgl. https://www.staedtetag-nrw.de/positionen/beschluesse/2025/358-rechtsgutachten-kostentragungspflicht-
terrormassnahmen-veranstaltungen. 
3 Vgl. https://www.staedtetag-nrw.de/presse/pressemeldungen/2025/weihnachtsmaerkte-terrorabwehr-keine-auf-
gabe-der-staedte. 
4 Vgl. ebenda. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19017 

 
 

3 

 
2. Der Vorstand stellt dabei klar, dass der Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor Anschlä-

gen im öffentlichen Raum ein zentrales Anliegen der Städte ist. Die Menschen sollen 
sich auf Veranstaltungen in den Städten wohl und sicher fühlen. Zugleich gibt der Vor-
stand zu bedenken, dass es keine absolute Sicherheit und keinen hundertprozentigen 
Schutz vor Terrorgefahren geben kann. 

 
3. Der Vorstand bekräftigt seinen Beschluss vom 13. September 2017, dass Maßnahmen 

zur Terrorabwehr nicht allein von den Kommunen zu finanzieren sind. Er spricht sich 
dafür aus, die Frage der Kostentragungspflicht gutachterlich prüfen zu lassen. Die Kos-
ten für das Gutachten sollten solidarisch nach festzulegendem Einwohnerschlüssel auf 
alle Mitgliedsstädte verteilt werden.5 

 
Oft wird eine Debatte um Polizeikosten bei Bundesligaspielen geführt und die Ansicht vertre-
ten, dass diejenigen zahlen sollen, die ein sicherheitsrelevantes Ereignis ‚verursachen‘ und 
wirtschaftlich davon profitieren. Überträgt man die Argumentation auf Stadtfeste und Weih-
nachtsmärkte, stellt sich damit die Frage, wer die Terrorgefahr ‚angeschafft‘ hat und wer dem-
entsprechend die Folgekosten tragen muss. Die Kommunen argumentieren, Terrorabwehr sei 
keine originäre Aufgabe der Städte, sondern falle in die Zuständigkeit von Bund und Ländern. 
Insbesondere der Bund wird als mitverantwortlich dargestellt, da er für die Abwehr von inter-
nationalem Terrorismus zuständig sei, sich bislang aber finanziell weitgehend heraushalte. 
Dabei ist die vorhandene Terrorgefahr ausdrücklich ein importiertes Problem, das nicht aus 
innergesellschaftlichen Entwicklungen, sondern aus politischen Entscheidungen auf Bundes-
ebene, insbesondere seit 2015, hervorgegangen ist. 
 
Diese Entscheidungen sind damals von vielen kommunalen Akteuren unterstützt worden, etwa 
aus der Hoffnung heraus, dem demografischen und wirtschaftlichen Niedergang gerade in 
strukturschwachen Regionen wie dem Ruhrgebiet entgegenzuwirken. Die damit verbundenen 
Sicherheits- und Folgekosten sind jedoch systematisch ausgeblendet worden. Nun materiali-
sieren sie sich in Form massiver Ausgaben für Poller, Betonblöcke, mobile Sperren, Sicher-
heitspersonal und komplexe Verkehrs- und Zugangskonzepte, die das Stadtbild prägen und 
symbolisch für den Verlust öffentlicher Unbeschwertheit stehen. Einige finanziell angeschla-
gene Städte in Nordrhein-Westfalen verlangen über den Städtetag vom Land die vollständige 
Übernahme der Kosten. Dabei richtet sich der politische Druck sowohl gegen die Landesre-
gierung als auch den Bund. Vertreter des Städtetags betonen, dass präventive Terrorabwehr 
Aufgabe staatlicher Sicherheitsbehörden sei.6 
 
Hier muss darauf hingewiesen werden, dass die Kommunen über Jahre hinweg keinen klaren 
Widerspruch gegen die übergeordnete Politik formuliert, sondern stattdessen Durchhalteparo-
len und Zweckoptimismus verbreitet haben. Das ist kein Problem, das sich allein auf NRW 
bezieht, sondern ein bundesweites. Viele Kommunen haben mit drastischen Kostensteigerun-
gen, abgesagten oder verlegten Veranstaltungen und millionenschweren Sicherheitskonzep-
ten, etwa in Dresden und Leipzig, zu kämpfen. Gravierende Entscheidungen wurden zumeist 
auf Bundes- und Landesebene getroffen, ihre praktischen und finanziellen Folgen mussten 
und müssen jedoch die Kommunen bewältigen, die strukturell unterfinanziert sind. Langfristig 
wird der Bund ohnehin einspringen müssen, um ein finanzielles Austrocknen der Städte zu 
verhindern. Die Auseinandersetzung dreht sich letztlich nicht um das Ob, sondern um die 
Frage, wer zahlt.7 
 

 
5 https://www.staedtetag-nrw.de/positionen/beschluesse/2025/355-sicherheit-grossveranstaltungen. 
6 Vgl. ebd. 
7 Vgl. ebd. 
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Allein dieser Sachverhalt macht deutlich, dass unser Antrag im November notwendig war und 
in keiner Weise an Aktualität eingebüßt hat. Es ist von essentieller Bedeutung, dass die von 
uns geforderten Punkte schnellstmöglich umgesetzt werden müssen. Daher knüpfen wir er-
neut an unseren Antrag vom 27. November 2025 an, den wir nachfolgend zitieren: 
 
„Wir lassen uns die Art, wie wir leben, nicht kaputt machen.“8 
 
Nach den verheerenden Terroranschlägen im Pariser Club Bataclan sowie in Cafés und Bars 
der französischen Hauptstadt 2015, bei denen 130 Menschen getötet wurden, versprach uns 
der damalige Justizminister Heiko Maas (SPD), unser Leben zu schützen. Der Migrationsfor-
scher Rainer Bauböck ging noch einen Schritt weiter und behauptete, man würde Angela Mer-
kel „in zehn Jahren […] dankbar sein“.9 Diese politischen Beschwörungsformeln sollten der 
Bevölkerung ein Gefühl der Sicherheit vermitteln und Zweifel an den Folgen der Migration 
unterdrücken. Aber weder das eine noch das andere traf jemals ein. Dass sich die Art, wie wir 
leben, geändert hat, lässt sich in vielen Bereichen feststellen. 
 
Weihnachtsmärkte sind seit Jahrhunderten fester Bestandteil des kulturellen Lebens in 
Deutschland. Sie stehen für Gemeinschaft, Besinnlichkeit, Handwerk und Tradition – Werte, 
die unser gesellschaftliches Zusammenleben prägen und unsere (auch christliche) Identität 
stiften. Doch in den letzten Jahren sind Weihnachtsmärkte zunehmend in den Fokus sicher-
heitspolitischer Debatten geraten. Anlass dafür sind nicht zuletzt terroristische Anschläge und 
Gewalttaten, die auch in Deutschland tiefe Spuren hinterlassen haben. Besonders der An-
schlag auf den Berliner Weihnachtsmarkt am Breitscheidplatz im Dezember 2016, bei dem 
zwölf Menschen getötet und zahlreiche weitere verletzt wurden, hat gezeigt, wie verwundbar 
öffentliche Veranstaltungen sein können und wie sehr unser unsere Freiheit gefährdet ist. Dem 
Attentäter Anis Amri, einem Tunesier, der als Asylsuchender gemeldet war, gelang es prob-
lemlos, unter 14 verschiedenen Identitäten durch Deutschland zu reisen, wobei Nordrhein-
Westfalen einen seiner Hauptaufenthaltsorte darstellte.10 Bundespräsident Frank-Walter 
Steinmeier hielt am 19. Dezember 2017 bei der Gedenkveranstaltung am ersten Jahrestag 
des Anschlags auf dem Breitscheidplatz eine Rede, in der er davon sprach, „Versäumnisse 
aufklären“ zu müssen „und da, wo Fehler gemacht worden sind, aus Fehlern [zu] lernen.“ An-
schließend bezog er sich auf eine Aussage, die bereits am Abend des Anschlags getätigt 
wurde: 
 
„Wir lassen uns nicht einschüchtern, wir opfern unsere Freiheit nicht der Furcht. Wir leben 
weiter wie bisher, jetzt erst recht.“11 
 
Genau das Gegenteil ist eingetreten. Seitdem werden die Sicherheitsanforderungen für Weih-
nachtsmärkte Jahr für Jahr erhöht. Mobile Poller, Betonbarrieren, Zugangskontrollen, Video-
überwachung und umfassende Polizeipräsenz prägen mittlerweile vielerorts das Bild. Diese 
Maßnahmen sind Ausdruck einer notwendigen staatlichen Schutzverantwortung, weil der 
Staat gleichzeitig an anderer Stelle versagt hat. Denn die wachsenden Sicherheitsrisiken sind 
nicht naturgegeben, sondern Ergebnis einer politischen Entwicklung, die es über Jahre hinweg 
versäumt hat, Risiken frühzeitig zu erkennen und konsequent gegenzusteuern. 
 
In diesem Dezember jährt sich das blutige Ereignis von Magdeburg, das erneut Fragen nach 
der Sicherheit und Durchführbarkeit von Weihnachtsmärkten aufwirft. Taleb A., ein 50-Jähriger 

 
8 Vgl. https://www.nius.de/kommentar/news/islamismus-weihnachtsmarkt-terror-freiheit/825cf527-1bf9-436d-
855b-0d0fec338c55. 
9 Ebenda. 
10 Vgl. https://www.zeit.de/politik/deutschland/2017-01/anis-amri-ralf-jeager-berlin-anschlag. 
11 Vgl. https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/newsletter-und-abos/bulletin/rede-von-bundespraesident-
dr-frank-walter-steinmeier-798706. 
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aus Saudi-Arabien, der seit 2006 in Deutschland lebte und 2016 Asyl erhielt, weil er als poli-
tisch Verfolgter eingestuft wurde, fuhr mit einem Auto in Besuchergruppen auf einem Weih-
nachtsmarkt und tötete sechs Menschen. Nach Aussage von Sachsen-Anhalts Innenministerin 
Tamara Zieschang (CDU) verfügte der Täter zudem über einen unbefristeten Aufenthaltstitel.12 
Auch dieses Attentat dokumentiert das Versagen der etablierten Parteien. Obwohl Taleb A. 
seit 2013 laut eines BKA-Berichts 105 Mal aktenkundig war, wurde er nicht abgeschoben und 
hielt sich frei in unserem Land auf.13 Es ist nicht verwunderlich, dass noch immer vielerorts 
unklar ist, ob bestimmte Märkte überhaupt stattfinden können. Der organisatorische und finan-
zielle Aufwand für Kommunen und Veranstalter ist immens. Die stetig steigenden Kosten für 
Sicherheit, Personal und Organisation stellen Weihnachtsmarkt-Veranstalter in Deutschland 
zunehmend vor unüberwindbare Herausforderungen. Besonders in Nordrhein-Westfalen spitzt 
sich die Lage zu. Während Städte wie Essen, Duisburg, Bochum und Düsseldorf trotz massi-
ver Kostensteigerungen an ihren traditionsreichen Märkten festhalten, sehen sich kleinere Orte 
gezwungen, ihre Veranstaltungen abzusagen. Hauptgrund sind die explodierenden Ausgaben 
für Sicherheitsauflagen, die nach den Anschlägen von Berlin und Magdeburg drastisch ver-
schärft wurden. Terrorabwehrsperren, aufwändige Notfallkonzepte und ein wachsendes Heer 
an Sicherheitskräften sollen das Sicherheitsgefühl der Besucher stärken – allerdings reißen 
sie tiefe Löcher in die Kassen der Veranstalter. In Essen beispielsweise machen die Sicher-
heitskosten inzwischen über 30 Prozent der Gesamtausgaben aus, ein Anteil, der vor wenigen 
Jahren noch undenkbar war. Nur dank städtischer Unterstützung und drastischer Kostenein-
sparungen konnte dort bislang verhindert werden, dass die Standgebühren explodieren.14 Die 
Veranstalter und die Stadt haben einmalig in Fahrzeugsperren investiert, die allerdings täglich 
mit Wachpersonal besetzt werden müssen, um Rettungsfahrzeuge durchlassen zu können. 
Allein das verursacht jährliche Kosten in Höhe von gut 100.000 Euro Steuergeld.15 
 
Andernorts trifft die Entwicklung besonders private Organisatoren, Dorfgemeinschaften und 
Vereine, die ihre Märkte oft mit viel Herzblut und ehrenamtlichem Engagement stemmen. Für 
sie werden die Auflagen zunehmend zur Existenzfrage. So musste der Weihnachtsmarkt rund 
um die Pfarrkirche St. Walburga in Overath abgesagt werden – nicht etwa aus mangelndem 
Interesse, sondern weil die gestiegenen Sicherheitsanforderungen die Kosten in eine Höhe 
treiben, die von ehrenamtlich getragenen Organisationen nicht mehr zu stemmen ist. Ein Ent-
schluss, der im Ort für großes Unverständnis sorgt. Trotz einer bereits bestehenden Stein-
mauer, die das Gelände fast festungsartig schützt, verlangten die Behörden zusätzliche Lkw-
Sperren und umfangreiche Sicherheitsmaßnahmen. Der Stadtmarketingverein, der sonst mit 
allen anderen Veranstaltungen Gewinne erzielt, musste hier aufgrund der Vorgaben ein Defizit 
hinnehmen. ‚Wir können das wirtschaftlich nicht mehr tragen‘, heißt es sinngemäß von den 
Verantwortlichen. Die Ausgaben für Absperrungen und Sicherheitspersonal sind in den letzten 
eineinhalb Jahren auf rund 17.500 Euro gestiegen. Hinzu kommt, dass diese Kosten laut eines 
Urteils des Berliner Verwaltungsgerichts nicht auf private Veranstalter übertragen werden dür-
fen. Gleichzeitig weigert sich die Stadt, für die Sicherheit aufzukommen. In der Folge wird ein 
traditionsreicher Weihnachtsmarkt abgesagt. Dies ist ein alarmierendes Signal: Wenn ausge-
rechnet traditionsreiche, lokal verwurzelte Veranstaltungen aufgrund von Sicherheitsauflagen 
nicht mehr realisierbar sind, ist das ein Verlust, der weit über das einzelne Ereignis hinausgeht. 
Es ist ein Verlust an öffentlichem Leben, an sozialem Zusammenhalt und an kultureller Identi-
tät.16 

 
12 Vgl. https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen-anhalt/magdeburg/magdeburg/faq-anschlag-weihnachtsmarkt-
mutmasslicher-taeter-hintergrund-156.html#sprung0. 
13 Vgl. https://www.welt.de/politik/deutschland/article255142226/Magdeburg-Todesfahrer-wurde-vor-Tat-105-mal-
aktenkundig.html. 
14 Vgl. https://www.derwesten.de/staedte/essen/weihnachtsmarkt-essen-duisburg-bochum-duesseldorf-sicherheit-
kosten-id301898832.html. 
15 Vgl. https://www1.wdr.de/nachrichten/weihnachtsmaerkte-sicherheit-kosten-100.html. 
16 Vgl. https://www.derwesten.de/region/weihnachtsmarkt-nrw-absage-abgesagt-overath-naechster-
id301895516.html. 
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Auch Bundestagspräsidentin Julia Klöckner hat darauf hingewiesen, dass Weihnachtsmärkte 
„zum Stadtbild gehören“ und Orte sind, an denen sich das gesellschaftliche Miteinander zeigt. 
Sie wies vor allem darauf hin, dass sich Menschen auch nach wie vor ganz genau daran erin-
nern, 
 
„dass es mal Weihnachtsmärkte ohne Sicherheitspoller gab und dass Parks nicht aber einer 
gewissen Uhrzeit geschlossen waren“.17 
 
Wenn aber ganze Innenstädte aus Sicherheitsgründen abgeschottet oder Veranstaltungen ab-
gesagt werden müssen, verändert das auch das Stadtbild selbst. Der öffentliche Raum, der 
einst Ort der Begegnung war, wird zum Sicherheitsrisiko erklärt. Das ist eine Entwicklung, der 
sich die Politik nicht länger passiv beugen darf. Die immer umfassenderen Sicherheitsauflagen 
und der Entschluss, Weihnachtsmärkte gar nicht erst stattfinden zu lassen, kommt einer 
Selbstaufgabe gleich. Denn neben diesen symbolträchtigen Veranstaltungen, die zu einer Ma-
nifestation der Weihnachtszeit geworden sind und christliche Werte vermitteln, sind es auch 
noch viele andere Volksfeste, bei denen der Schutz vor Islamismus zur Absage führt. Zahlrei-
che Karnevalsveranstaltungen und die Frühjahrskirmes in Lage im Kreis Lippe fielen der Sym-
bolbehandlung zum Opfer, weil die Sicherheitskosten das Budget sprengten.18 
 
Es ist bezeichnend, dass die staatliche Antwort auf steigende Sicherheitsrisiken in den letzten 
Jahren vor allem aus der Ausweitung von Sicherheitsmaßnahmen bestand, nicht aus einer 
entschlossenen Bekämpfung der Ursachen der Bedrohungslage. Anstatt politische Fehlent-
wicklungen zu korrigieren, werden Poller und Absperrungen errichtet. Anstatt die Einwande-
rungs-, Integrations- und Sicherheitspolitik zu überprüfen und zu verändern, werden kommu-
nale Ordnungsämter und Veranstalter mit zusätzlichen Auflagen belastet. Diese Entwicklung 
ist kurzsichtig und untergräbt das Vertrauen der Bürger in die Handlungsfähigkeit des Staates. 
Sicherheit darf nicht zur Ausnahme, sondern muss wieder zur Selbstverständlichkeit werden. 
Der Staat hat die Pflicht, seine Bürger so zu schützen, dass sie ihre kulturellen Traditionen 
ohne Angst wahrnehmen können. 
 
Auffällig ist, dass die Terrorgefahr in der Europäischen Union während der Weihnachtszeit 
ungleich verteilt ist. Während Länder wie Polen und Ungarn als sicher und ihre Weihnachts-
märkte als „Safe Spaces“ gelten, sind insbesondere west- und nordeuropäische Staaten wie 
Deutschland, Frankreich, Belgien, Schweden oder auch Großbritannien stärker gefährdet. Der 
Grund dafür liegt vor allem in den gescheiterten Migrationsgesellschaften Westeuropas und 
im Problem des islamistisch motivierten Terrors. Weihnachtsmärkte sind für islamistische At-
tentäter aus vier zentralen Gründen besonders attraktive Ziele: Sie symbolisieren eine christ-
liche Tradition und machen religiöse Bezüge im öffentlichen Raum sichtbar. Darüber hinaus 
stehen sie für den westlichen Lebensstil, in dem Menschen frei und unbeschwert zusammen-
kommen, sich amüsieren und Alkohol konsumieren. Des Weiteren verkörpern sie gelebte Tra-
dition und Kontinuität, die durch Anschläge gezielt gestört werden sollen, um die Veränderung 
eines ‚islamisierten Europas‘ zu verdeutlichen. Ferner bieten sie aufgrund der hohen Men-
schenkonzentration ideale Bedingungen, um mit einem Anschlag viele Opfer zu verursachen. 
Die Beliebtheit und Vielzahl deutscher Weihnachtsmärkte macht sie somit zum bevorzugten 
Ziel von Terroristen. Die gesellschaftlichen Veränderungen, die im Zuge der Migrationskrise 
angekündigt wurden – etwa eine religiösere, vielfältigere Gesellschaft und ein neu auszuhan-
delndes Zusammenleben – zeigen sich in der Realität auf den Weihnachtsmärkten ganz kon-
kret. Hier wird sichtbar, dass der Verlust von Sicherheit und Kontrolle eine direkte Folge der 

 
17 Vgl. https://jungefreiheit.de/politik/deutschland/2025/denn-sie-erinnern-sich-dass-es-mal-weihnachtsmaerkte-
ohne-sicherheitspoller-gab/. 
18 Vgl. https://www.nius.de/kommentar/news/islamismus-weihnachtsmarkt-terror-freiheit/825cf527-1bf9-436d-
855b-0d0fec338c55. 
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Zuwanderung aus muslimischen Ländern ist. Weihnachtsmärkte stehen daher sinnbildlich für 
ein altes, vertrautes Deutschland, das es so nicht mehr gibt.19 Mit Antwort der Landesregierung 
vom 11. November 2025, Drucksache 18/4511, wurde mitgeteilt, dass im dritten Quartal 2025 
179 sogenannte Gefährder und 208 Relevante Personen in Nordrhein-Westfalen im Phäno-
menbereich der Politisch motivierten Kriminalität – Religiöse Ideologie erfasst wurden.20 Mit 
Stand September 2024 hielten sich 34 terroristische Gefährder in Nordrhein-Westfalen auf, 
die eigentlich abgeschoben werden müssten.21 
 
Um auch den Ansichten und Forderungen des Städtetags NRW mehr Nachdruck zu verleihen, 
zitieren wir nachstehend den in Ausgabe 5/25 des Magazins Stadtpunkte abgedruckten Artikel 
„Weihnachtsmärkte zwischen Tradition und Terrorabwehr“: 
 
„Wenn in der Adventszeit die Lichter auf den Weihnachtsmärkten erstrahlen, wenn Menschen 
zwischen Ständen flanieren und die Städte ihr warmes, einladendes Gesicht zeigen, wird deut-
lich, wie wichtig diese Orte für das gesellschaftliche Miteinander sind. Weihnachtsmärkte sind 
kulturelle Identität. Sie stärken den lokalen Handel und prägen das urbane Leben. Gerade 
deshalb trifft es uns besonders hart, dass diese Tradition immer stärker unter dem Druck si-
cherheitspolitischer Entwicklungen steht. 
 
Die Rahmenbedingungen haben sich grundlegend verändert. Schwere Anschläge auf Veran-
staltungen haben das Sicherheitsgefühl vieler Menschen erschüttert. Der Angriff auf den Mag-
deburger Weihnachtsmarkt wirkt nach. Überfahrtaten mit Fahrzeugen haben gezeigt, wie sich 
Bedrohungen verändert haben. 
 
In der Folge wurden die Sicherheitskonzepte für Weihnachtsmärkte ausgeweitet. Mobile Sper-
ren, Zugangskontrollen, professionelle Sicherheitsdienste und komplexe Verkehrslenkungen 
gehören längst zum Standard. Diese Maßnahmen sind notwendig, sie sind zugleich teuer. 
Immer häufiger finanzieren Städte die Sicherung selbst, beschaffen Poller, übernehmen Be-
wachungskosten oder bezuschussen die veranstaltenden Organisationen, damit Märkte über-
haupt stattfinden können. Für viele Kommunen ist das längst an der Grenze des Leistbaren. 
 
Neben den organisatorischen und finanziellen Herausforderungen spielt auch die Sicht der 
Besucherinnen und Besucher eine wachsende Rolle. Viele Menschen wünschen sich ent-
spannte Stunden in der vorweihnachtlichen Atmosphäre, zugleich erwarten sie heute ein ho-
hes Maß an Sicherheit. Ein großer Teil der Bevölkerung akzeptiert zusätzliche Schutzmaß-
nahmen nicht nur, sondern befürwortet sie ausdrücklich. 
 
Es stellt sich eine grundsätzliche Frage. Ist Terrorabwehr eine kommunale Aufgabe, oder han-
delt es sich nicht vielmehr um eine hoheitliche Aufgabe von Bund und Ländern? Zahlreiche 
nordrhein-westfälische Städte haben sich mit genau dieser Frage auseinandergesetzt. Denn 
klar ist, dass es nicht um veranstaltungstypische Gefahren wie Gedränge oder Brandrisiken 
geht, sondern um die Vorsorge vor Straftaten, deren Ursachen und Täterprofile weit über lo-
kale Zusammenhänge hinausreichen. 
Der Vorstand des Städtetages Nordrhein-Westfalen hat diese Frage Anfang Dezember aus-
führlich beraten. Die Einschätzung ist eindeutig. Die allgemeine Bedrohungslage begründet 
keine kommunale Zuständigkeit. Vorsorgliche Maßnahmen zur Verhinderung terroristischer 
Anschläge gehören in den Bereich der Gefahrenvorsorge und damit zur Polizei. Diese Bewer-
tung wird durch das vom Städtetag beauftragte Rechtsgutachten der renommierten Kanzlei 
Redeker/Sellner/Dahs klar bestätigt. 

 
19 Vgl. https://www.nius.de/kommentar/news/weihnachtsmaerkte-islamismus-anschlag-zusammenleben-elms-
horn-anis-amri-breitscheidplatz/62c28e22-3735-4053-b6b4-4ced32f13085. 
20 Vgl. Vorlage 18/4511. 
21 Vgl. https://www.zeit.de/news/2024-10/02/34-ausreisepflichtige-gefaehrder-in-nrw. 
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Vor diesem Hintergrund stellt sich die zentrale Frage, wie die Sicherheit solcher Veranstaltun-
gen künftig gewährleistet wird, ohne Städte und Veranstalter zu überfordern. Denn die erfor-
derlichen Schutzmaßnahmen dienen nicht der Bewältigung veranstaltungstypischer Risiken, 
sondern der Vorsorge vor terroristischen Straftaten. Damit handelt es sich um eine Aufgabe, 
die rechtlich eindeutig in die polizeiliche Zuständigkeit des Landes fällt. 
 
Die Städte erwarten daher, dass das Land Nordrhein-Westfalen seine Verantwortung für ter-
rorbedingte Sicherungsmaßnahmen übernimmt. Dazu gehört sowohl die organisatorische Zu-
ständigkeit als auch die vollständige Finanzierung. Sicherheit im öffentlichen Raum darf nicht 
von der Haushaltslage einzelner Kommunen abhängen. Sie ist Kernaufgabe des Staates und 
muss von diesem verlässlich gewährleistet werden. Alles andere führt zu einer schleichenden 
Verschiebung staatlicher Pflichten zu Lasten der kommunalen Ebene. 
 
Weihnachtsmärkte stehen für Licht, Gemeinschaft und städtisches Leben. Sie machen unsere 
Städte lebenswert und verbinden Menschen in einer Zeit, die von vielen als belastend emp-
funden wird. Damit diese Orte der Begegnung auch künftig bestehen können, braucht es klare 
Verantwortlichkeiten, verbindliche Rahmenbedingungen und ein eindeutiges Bekenntnis des 
Landes, seiner Aufgabe nachzukommen. 
 
Kommunen stehen zu ihrer Verantwortung für sichere Veranstaltungen. Aber sie können und 
dürfen nicht jene Aufgaben schultern, die rechtlich und tatsächlich Bund und Ländern zuge-
wiesen sind. Nur wenn das Land seiner Verpflichtung nachkommt, bleiben Weihnachtsmärkte 
Orte unbeschwerter Begegnung und gelebter Tradition. Orte, die wir uns nicht nehmen lassen 
dürfen.“22 
 
Weihnachtsmärkte sind ein Symbol für Frieden, Gemeinschaft und Tradition – Werte, die unser 
Land prägen. Wenn ausgerechnet diese Orte durch übermäßige Sicherheitsmaßnahmen ge-
fährdet oder unmöglich gemacht werden, ist das ein Warnsignal. Es ist Aufgabe der Politik, 
nicht nur Symptome zu verwalten, sondern die Ursachen – insbesondere die von ihr selbst 
geschaffenen Ursachen – zu bekämpfen und Rahmenbedingungen zu schaffen, in denen Si-
cherheit selbstverständlich ist und öffentliche Kultur frei gelebt werden kann. Nordrhein-West-
falen braucht eine Politik, die Verantwortung übernimmt, die Bürger schützt und unsere kultu-
rellen Werte bewahrt. Der Staat darf sich nicht in Rückzugsräumen verschanzen, sondern 
muss dafür sorgen, dass öffentliche Orte sicher, lebendig und zugänglich bleiben. Nur so kann 
das Vertrauen in den Rechtsstaat und die Stärke unserer Gesellschaft erhalten werden. 
 
Angesichts unseres vorherigen Antrags und der Einlassungen des Städtetages NRW ist für 
uns folgerichtig: 
 
 
II. Der Landtag stellt fest: 
 
1. Weihnachtsmärkte, Feste und andere öffentliche Veranstaltungen sind zentrale Orte des 

städtischen Lebens. Die Menschen müssen sich dort sicher und wohl fühlen können. 
 
2. Der Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor Anschlägen im öffentlichen Raum ist ein 

zentrales Anliegen der Städte. 
 
3. Maßnahmen zur Abwehr terroristischer Anschläge auf öffentliche Veranstaltungen ge-

hören zur Gefahrenvorsorge und damit in den Bereich der Verhütung von Straftaten. 

 
22 Vgl. https://www.staedtetag-nrw.de/files/nrw/docs/Publikationen/Stadtpunkte/2025/stadtpunkte-5-2025.pdf. 
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Diese Aufgaben fallen nicht in den Verantwortungsbereich von Städten oder Veranstal-
ter, sondern in die polizeiliche Zuständigkeit von Bund und Ländern. 

 
4. Noch nie in der Geschichte Deutschlands zu Friedenszeiten waren Großveranstaltungen 

wie Weihnachtsmärkte so gefährdet wie heute. 
 
5. Daran trägt maßgeblich auch die Migrations-, Integrations- und Sicherheitspolitik der 

Landesregierungen spätestens seit 2015 eine erhebliche Mitverantwortung. 
 
6. Der Landtag und insbesondere die bisherigen sowie die jetzigen regierungstragenden 

Fraktionen bekennen sich zu ihrer Mitverantwortung. 
 
7. Der Verlust von traditionsreichen Veranstaltungen, Volksfesten und Werten führt dazu, 

dass ein Stück Heimat und Identität kontinuierlich verloren gehen. 
 
8. Für die Entwicklung der zunehmenden Sicherheitsrisiken und damit verbundenen Mehr-

kosten ist die etablierte Politik mit verantwortlich. 
 
 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, 
 
1. für terrorbedingte Sicherungsmaßnahmen einzustehen und eine ernsthafte Diskussion 

darüber zu führen, in welcher Form Veranstaltungssicherheit zukünftig gewährleistet 
werden kann;23 

 
2. ein landesweites Sicherheits- und Finanzierungskonzept für Weihnachtsmärkte zu ent-

wickeln, das insbesondere kleinere Städte und Gemeinden entlastet; 
 
3. die Kosten für alle Maßnahmen zum Schutz vor terroristischen Anschlägen bei öffentli-

chen Veranstaltungen (insbesondere Weihnachtsmärkten, Volksfesten, Großveranstal-
tungen, Stadtfesten etc.), einschließlich Sperrungen, schwerer mobiler Sperranlagen, 
intensiver Polizeipräsenz und sonstiger polizeilicher Gefahrenabwehrmaßnahmen zu 
übernehmen; 

 
4. sich gleichzeitig eine Selbstverpflichtung aufzuerlegen, die Fehler der Migrations- und 

Integrationspolitik dergestalt abzustellen, dass ein Zustand erreicht wird, bei dem die 
Sicherungsmaßnahmen zu diesen Kosten nicht mehr notwendig sind; 

 
5. ausreisepflichtige, kriminelle Ausländer konsequent abzuschieben; 

6. den kulturellen Wert von Weihnachtsmärkten als Bestandteil der deutschen und nord-
rhein-westfälischen Identität ausdrücklich anzuerkennen und zu fördern: 

 
7. die verfassungsrechtliche und polizeirechtliche Abgrenzung anzuerkennen, dass der 

Schutz der Bevölkerung vor Terroranschlägen eine zentrale Aufgabe der Gefahrenvor-
sorge und der Verhütung schwerer Straftaten darstellt und daher in der primären Zustän-
digkeit von Land und Bund liegt; 

 
8. alle bereits entstandenen und künftigen Mehraufwendungen, die durch landes- oder 

bundespolitisch veranlasste erhöhte Sicherheitsanforderungen bei Großveranstaltungen 
entstanden sind oder entstehen, den Kommunen rückwirkend und zukünftig zu erstatten; 

 

 
23 Ebenda. 
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9. sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass der Bund sich angemessen an den Kos-
ten der Terrorabwehr in Deutschland beteiligt, da der Terrorismus eine bundes- und län-
derübergreifende Bedrohung darstellt. 

 
 
 
Markus Wagner 
Dr. Martin Vincentz 
Christian Loose 
 
und Fraktion 
 


